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637. Bundesgesetz: Änderung des Bundesgesetzes betreffend Abänderung und Ergänzung des Kleinrent-
nergesetzes
(NR: GP XV RV 1273 AB 1349 S. 136. BR: AB 2614 S. 430.)

638. Bundesgesetz: Änderung des Arbeitsmarktförderungsgesetzes und des Arbeitslosenversicherungs-
gesetzes 1977
(NR: GP XV IA 196/A AB 1350 S. 136. BR: AB 2615 S. 430.)

639. Bundesgesetz: Änderung des Bauarbeiter-Schlechtwetterentschädigungsgesetzes 1957
(NR: GP XV RV 1279 AB 1351 S. 136. BR: AB 2616 S. 430.)

6 3 7 . Bundesgesetz vom 10. Dezember 1982,
mit dem das Bundesgesetz betreffend Abände-
rung und Ergänzung des Kleinrentnergesetzes

geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Bundesgesetz vom 12. Mai 1955, BGBl.
Nr. 90, betreffend Abänderung und Ergänzung des

Kleinrentnergesetzes, zuletzt geändert durch Bun-
desgesetz BGBl. Nr. 535/1979, wird wie folgt
geändert:

§ 1 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Das Ausmaß der zu gewährenden Kleinren-
ten wird festgesetzt wie folgt:
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Artikel II

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 1983
in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für soziale Verwaltung
betraut.

Kirchschläger
Sinowatz

6 3 8 . Bundesgesetz vom 10. Dezember 1982,
mit dem das Arbeitsmarktförderungsgesetz
und das Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977

geändert werden

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Arbeitsmarktförderungsgesetz, BGBl.
Nr. 31/1969, zuletzt geändert durch das Bundesge-
setz BGBl. Nr. 585/1980 (Art. VIII), wird wie folgt
geändert:

1. Nach § 39 sind die folgenden §§ 39 a und 39 b
samt Überschrift einzufügen:

„Beihilfen zur Lösung von Beschäftigungsproble-
men mit besonderer volkswirtschaftlicher Bedeu-

tung

§ 39 a. (1) Zur Schaffung und Sicherung von
Arbeitsplätzen, insbesondere im Zusammenhang
mit Umstellungs-, Umstrukturierungs- und Sanie-
rungsmaßnahmen, können Beihilfen gewährt wer-
den, um zur Lösung dringender arbeitsmarktpoliti-
scher Probleme, denen auch eine besondere volks-
wirtschaftliche Bedeutung zukommt, beizutragen.

(2) Auf Beihilfen gemäß Abs. 1 besteht kein
Rechtsanspruch.

§ 39 b. (1) Beihilfen gemäß § 39 a können als
unverzinsliches oder verzinsliches Darlehen, als

Zinsenzuschuß, als Zuschuß oder in Form der Haf-
tungsübernahme gewährt werden.

(2) Zur Lösung der arbeitsmarktpolitischen Pro-
bleme ist eine angemessene Beteiligung anderer
Gebietskörperschaften, deren Interessen durch die
betreffende Förderungsmaßnahme des Bundes
berührt sind, anzustreben.

(3) Über die Gewährung der Beihilfe, über deren
Art und deren Höhe hat der Bundesminister für
soziale Verwaltung im Einvernehmen mit dem
Bundesminister für Finanzen mit der Maßgabe zu
befinden, daß die Beihilfe der Eigenart des zu för-
dernden Vorhabens entspricht und die hiefür erfor-
derlichen Bundesmittel in dem zur Erreichung des
angestrebten Erfolges nur im unumgänglich not-
wendigen Umfang eingesetzt werden.

(4) Als Haftungsübernahme kann die Beihilfe in
Form der Ausfallsbürgschaft bzw. in Fällen, wo der
angestrebte Beihilfenzweck sonst nicht erreicht
werden kann, in Form der Haftung als Bürge und
Zahler für einen vom Beihilfenwerber aufzuneh-
menden Kredit durch den Reservefonds gewährt
werden. Die Summe der Haftungsübernahmen darf
den Haftungsrahmen gemäß §64 Abs. 10 des
Arbeitslosenversicherungsgesetzes 1977, BGBl.
Nr. 609, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 638/1982 nicht überschreiten.

(5) Die Gewährung einer Beihilfe ist mit Aufla-
gen zu verbinden, die geeignet sind, den mit der
Beihilfe angestrebten Zweck sicherzustellen."
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2. Dem § 51 Abs. 1 sind folgende Sätze anzufü-
gen:

„Ausgenommen von dieser Regelung ist der Auf-
wand für Beihilfen gemäß § 39 a. Dieser ist endgül-
tig vom Bund zu bestreiten."

3. Dem § 51 Abs. 4 sind folgende Sätze anzufü-
gen:

„Ausgenommen von dieser Regelung ist der Auf-
wand für Beihilfen gemäß § 39 a. Dieser ist nicht
aus zweckgebundenen Mitteln der Arbeitsmarkt-
verwaltung, sondern endgültig aus Bundesmitteln
zu bestreiten."

Artikel II
Das Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977,

BGBl. Nr. 609, zuletzt geändert durch das Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 588/1981, wird wie folgt geän-
dert:

1. Dem § 60 Abs. 1 sind folgende Sätze anzufü-
gen:

„Ausgenommen von dieser Regelung ist der Auf-
wand für Beihilfen gemäß § 39 a des Arbeitsmarkt-
förderungsgesetzes, BGBl. Nr. 31/1969, in der Fas-
sung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 638/1982. Die-
ser ist endgültig vom Bund zu bestreiten."

2. Im § 64 Abs. 2 hat der zweite Satz zu entfal-
len.

3. § 64 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Die Haftungsrücklage gemäß Abs. 2 beträgt
drei vH der durchschnittlichen jährlichen Ausgaben
der Arbeitsmarktverwaltung in den letzten fünf
Jahren (Berechnungsgrundlage). Diese Haftungs-
rücklage darf jedoch die jederzeit verfügbaren Mit-
tel des Reservefonds nicht übersteigen. Sie ist jähr-
lich auf Grund des Bundesrechnungsabschlusses
der zweckgebundenen Gabarung der Arbeitsmarkt-
verwaltung (§ 60) des Vorjahres festzulegen. Ver-
mindert sich auf Grund dieser Berechnung die Haf-
tungsrücklage gegenüber der des Vorjahres, so ist
die Zweckbindung nur insoweit aufzuheben, als sie
nicht bereits durch Haftungsübernahmen in den
Vorjahren in Anspruch genommen ist."

4. Nach §64 Abs. 9 sind folgende Abs. 10, 11
und 12 einzufügen:

„(10) Der Reservefonds hat einen Haftungsrah-
men für Haftungsübernahmen gemäß § 39 b Abs. 4
des Arbeitsmarktförderungsgesetzes, BGBl.
Nr. 31/1969, in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 638/1982 zu bilden. Der Haf-
tungsrahmen beträgt 600 Millionen Schilling. Der
Reservefonds kann Haftungen zu Lasten dieses
Haftungsrahmens nur dann eingehen, wenn der
Bundesminister für Finanzen der Beihilfengewäh-

rung gemäß § 39 b Abs. 3 des Arbeitsmarktförde-
rungsgesetzes zugestimmt hat.

(11) Für den Fall der Heranziehung des Reserve-
fonds für gemäß Abs. 10 eingegangene Haftungen
hat der Bund dem Reservefonds die erforderlichen
Mittel für die termingemäße Berichtigung der ihm
hieraus erwachsenen Verpflichtungen zu überwei-
sen.

(12) Wird der Reservefonds zu einer Haftung
gemäß Abs. 10 herangezogen und hat der Bund
gemäß Abs. 11 die erforderlichen Mittel bereitge-
stellt, so sind die dem Reservefonds gemäß § 1358
ABGB zufließenden Mittel dem Bund umgehend
zu überweisen."

5. Der bisherige § 64 Abs. 10 erhält die Bezeich-
nung (13).

Artikel III

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 1983
in Kraft.

(2) Art. I und Art. II Z 1 sowie Art. II Z 4 hin-
sichtlich des letzten Satzes von § 64 Abs. 10 treten
mit 31. Dezember 1984 außer Kraft.

(3) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
sind betraut:

a) hinsichtlich Art. I Z 1 (§§ 39 a und 39 b) der
Bundesminister für soziale Verwaltung im
Einvernehmen mit dem Bundesminister für
Finanzen,

b) hinsichtlich der übrigen Bestimmungen der
Bundesminister für soziale Verwaltung.

Kirchschläger
Sinowatz

6 3 9 . Bundesgesetz vom 10. Dezember 1982,
mit dem das Bauarbeiter-Schlechtwetterent-

schädigungsgesetz 1957 geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Bauarbeiter-Schlechtwetterentschädigungs-
gesetz 1957, BGBl. Nr. 129, in der Fassung der
Bundesgesetze BGBl. Nr. 284/1963, 314/1964,
4/1971 und 219/1975 wird wie folgt geändert:

1. Dem § 4 ist folgender Abs. 8 anzufügen:

„(8) Für Arbeiten auf Baustellen im Ausland sind
die Abs. 3 bis 7, § 6 Abs. 3 und 4, § 8 sowie § 10
Abs. 1 und 2 nicht anzuwenden."
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2. Im § 6 Abs. 1 hat der erste Satz zu lauten:

„§ 6. (1) Die Schlechtwetterentschädigung
beträgt für Baustellen im Inland und im Ausland
(§ 4 Abs. 8) 60 vH des Lohnes, der unter Zugrun-
delegung der für die Arbeitsstelle geltenden betrieb-
lichen Arbeitszeit ohne Arbeitsausfall gebührt
hätte."

3. Im § 10 Abs. 1 ist nach dem zweiten Satz fol-
gender Satz einzufügen:
„Für die Berechnung dieser Frist gelten die §§ 32
und 33 des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensge-
setzes 1950 (AVG), BGBl. Nr. 172, sinngemäß."

4. Im § 12 Abs. 4 hat der erste Satz zu lauten:

„(4) Der Schlechtwetterentschädigungsbeitrag ist
für alle Arbeiter zu leisten, die in den unter den
Geltungsbereich dieses Bundesgesetzes fallenden
Betrieben (§ 1 Abs. 1 und 2) beschäftigt sind und
weder unter die Ausnahmebestimmung des § 2

noch unter die Sonderregelung des § 4 Abs. 8 (Aus-
landsbaustellen) fallen."

Artikel II
Für Ansprüche auf Rückerstattung, welche sich

auf Abrechnungszeiträume vor dem Inkrafttreten
dieses Bundesgesetzes beziehen, sind die Bestim-
mungen dieses Bundesgesetzes nicht anzuwenden.

Artikel III

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Mai 1983 in
Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für soziale Verwaltung
betraut.

Kirchschläger
Sinowatz


